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Drucksache VI/149 


Vorblatt 


Antrag der Fraktion der CDU/CSU betr. Entwurf eines Fünften 
Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 
(Bericht des Verteidigungsausschusses) 


A. Problem 

Die dienenden Wehrpflichtigen, Ersatzdienstleistenden und 
Grenzschutzdienstpflichtigen müssen im Monat Dezember ein 
zusätzliches Opfer bringen, da sie im Gegensatz zu allen an- 
deren Bediensteten und Arbeitnehmern keine Weihnachtszu- 
wendung erhalten. 


B. Lösung 

Gewährung eines Weihnachtsgeldes an diesen Personenkreis 
von 70 DM im Jahre 1969. 


C. Alternativen 

Generelle Regelung über das Jahr 1969 hinaus. Sie wurde zu- 
rückgestellt. 

D. Kosten 

17,5 Mio DM im Haushalt 1969. 
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Schrlftlidier Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(11. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 

— Drucksache VI/8 — 


A. Bericht des Abgeordneten Haase (Kellinghusen) 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in seiner 10. Sitzung am 12. November 1969 in 
erster Lesung behandelt und an den Verteidigungs- 
ausschuß federführend, den Innenausschuß mitbe- 
ratend und den Haushaltsausschuß nach § 96 der 
Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Entwurf am 27. No- 
vember 1969, der Verteidigungsausschuß am 
27. November und 4. Dezember 1969 beraten und 
in der Fassung der Empfehlung des Innenausschus- 
ses angenommen. Der Haushaltsausschuß wird sei- 
nen Bericht nach § 96 der Geschäftsordnung geson- 
dert vorlegen. 

II. Zu den Ausschußbeschlüssen 

Der Verteidigungsausschuß und der Innenaus- 
schuß anerkennen grundsätzlich die Notwendigkeit, 
den Wehrpflichtigen entsprechend den Gepflogen- 
heiten im öffentlichen Dienst und in der Privat- 
wirtschaft zu Weihnachten eine besondere Zuwen- 
dung allgemein zu gewähren, wie es der Entwurf 
zum Ziel hat. 

Der Verteidigungsausschuß war jedoch zunächst 
mehrheitlich der Meinung, der Zeitpunkt sei für 
eine generelle Regelung jetzt nicht geeignet, da 
die Bundesregierung die mittelfristige Finanzpla- 
nung noch nicht abgeschlossen habe und die finan- 
ziellen Möglichkeiten noch nicht hinreichend über- 
sehen könne. Auch schien es dem Verteidigungs- 
ausschuß nicht angezeigt, die Frage des Weih- 
nachtsgeldes mit einer Verbesserung des Entlas- 


sungsgeldes zu koppeln, wie der Entwurf das vor- 
sah. 

Die Bundesregierung erklärte in der Sitzung, daß 
sie den von ihr in derselben Sache beschlossenen 
Gesetzentwurf alsbald den Gesetzgebungsorganen 
zuleiten und sicherstellen werde, daß die dort vor- 
gesehene besondere Zuwendung von 70 DM für je- 
den Wehrpflichtigen Anfang Dezember ausgezahlt 
werde. Der Verteidigungsausschuß lehnte daher 
mit Mehrheit den Gesetzentwurf in seiner Sitzung 
am 27. November 1969 ab und wollte den entspre- 
chenden Gesetzentwurf der Bundesregierung ab- 
warten. 

In einer Entschließung begrüßte er mehrheitlich 
die Initiative der Bundesregierung und forderte sie 
einstimmig auf sicherzustellen, daß auch die am 
Stichtag beurlaubten oder abwesenden Wehrpflich- 
tigen die besondere Zuwendung erhalten. 

Der Innenausschuß änderte den Entwurf der 
CDU/CSU-Fraktion so ab, daß er inhaltlich dem 
nahe kam, was die Bundesregierung vorgesehen 
hat. Danach sollen alle Wehrpflichtigen im Dezem- 
ber 1969 ohne Rücksicht auf die Dauer der gelei- 
steten Dienstzeit eine einmalige Zuwendung von 
70 DM erhalten, Kraft besonderer Vorschrift er- 
streckt sich diese Regelung auch auf die Ersatz- 
dienstpflichtigen (§ 35 Abs. 1 des Gesetzes über 
den zivilen Ersatzdienst) und die Grenzschutzdienst- 
pflichtigen (§ 42 a Abs. 3 des Wehrpflichtgesetzes). 
In die Regelung werden auch die beurlaubten und 
abwesenden Wehrpflichtigen mit einbezogen. 

§ 7 Abs. 4 enthält Ausschlußtatbestände. Sie be- 
ziehen sich auf alle Fälle erheblichen disziplina- 
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rischen Fehlverhaltens, in denen sich die Gewäh- 
rung der Zuwendung nicht rechtfertigen ließe. 

Der Verteidigungsausschuß hat sich bei nochmali- 
ger Beratung des Entwurfs den Empfehlungen des 
Innenausschusses einstimmig angeschlossen. Er 
hielt es für zweckmäßig und geboten, die beson- 
dere Zuwendung, die im Vorgriff auf die gesetzliche 
Regelung bereits ausgezahlt war, so früh wie mög- 
lich zu beschließen. 

Übereinstimmung bestand im Verteidigungsaus- 
schuß auch hierüber, daß die nur für das Jahr 1969 
beschlossene Regelung alsbald durch eine dauer- 
hafte Regelung ergänzt werden müsse. Der Ver- 
teidigungsausschuß hat daher den nachstehend 
aufgeführten Entschließungsantrag einstimmig ange- 
nommen. 


Bonn, den 5. Dezember 1969 


Haase (Kellinghusen) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/8 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, bis zum 
1. April 1970 einen Gesetzentwurf zur Verbesse- 
rung und Einführung einer dauerhaften Rege- 
lung der besonderen Zuwendungen an Grund- 
wehrdienstleistende vorzulegen. 

Die notwendige Verbesserung soll sich an der 
Weihnachtsgeldregelung für den öffentlichen 
Dienst orientieren. 

Als Material wird der Bundesregierung der An- 
trag der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache 
VI/8 — überwiesen. 


Bonn, den 5. Dezember 1969 


Verteidigungsausschuß 
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Schmidt (Würgendorf) Haase (Kellinghusen) 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs 
eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 

— Drucksache VI /8 — 

mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses 
(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 


Artikel 1 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. August 1965 (Bundegesetzbl. I 
S. 1051), zuletzt geändert durch das Vierte Gesetz 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes vom 28. Juli 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1003), wird wie folgt er- 
gänzt: 


Nach § 2 Abs. 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Soldaten, die Grundwehrdienst leisten, er- 
halten zu Weihnachten und zur Entlassung aus- 
zahlbare Zuwendungen von insgesamt 240 Deut- 
sche Mark. Sie beträgt nach 

dreimonatigem Grundwehrdienst 

40 Deutsche Mark, 

sechsmonatigem Grundwehrdienst 

80 Deutsche Mark, 

neunmonatigem Grundwehrdienst 

120 Deutsche Mark, 

zwölfmonatigem Grundwehrdienst 

160 Deutsche Mark, 

fünfzehnmonatigem Grundwehrdienst 

200 Deutsche Mark, 

achtzehnmonatigem Grundwehrdienst 

240 Deutsche Mark." 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1051), zuletzt geändert durch das Vierte Gesetz 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes vom 28. Juli 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1003), wird wie folgt er- 
gänzt: 

1. § 1 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter dem Wort „Heilfürsorge" werden 
ein Komma und die Worte „eine besondere 
Zuwendung" eingefügt. 

b) Die Worte „§§ 2 bis 6 und 8" werden durch 
die Worte „§§ 2 bis 8" ersetzt. 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. Es wird folgender § 7 eingefügt: 

.§ 7 

(1) Dem Soldaten, der am 1. Dezember 1969 
Grundwehrdienst leistet, wird eine besondere 
Zuwendung gewährt. 

(2) Die Zuwendung beträgt siebzig Deutsche 
Mark. § 2 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Zuwendung ist im Dezember 1969 zu 
zahlen. 

(4) Die Zuwendung steht dem Soldaten nicht 
zu, der im Laufe des Monats Dezember 1969 
nach § 29 Abs. 1 Nr. 5 oder Abs. 4 Nr. 2 des 
Wehrpflichtgesetzes oder wegen Dienstunfähig- 
keit, die er vorsätzlich herbeigeführt hat, ent- 
lassen oder nach § 30 des Wehrpflichtgesetzes 
aus der Bundeswehr ausgeschlossen wird oder 
in den Fällen des § 1 Abs. 4 oder des § 2 Abs. 3 
dieses Gesetzes seinen Dienst nicht ausübt. 

(5) Wird vor Zahlung der Zuwendung ein 
Verfahren eingeleitet, das voraussichtlich zur 
Beendigung des Grundwehrdienstes aus einem 
der in Absatz 4 aufgeführten Gründe führen 
wird, so wird die Zahlung bis zum Abschluß 
des Verfahrens ausgesetzt. Wird der Soldat 
auf Grund des Verfahrens aus der Bundeswehr 
entlassen, erlischt sein Anspruch auf die Zu- 
wendung. 

(6) Ist die Zuwendung gezahlt worden, ob- 
wohl sie dem Soldaten nach Absatz 4 nicht zu- 
stand, so ist sie in voller Höhe zurückzuzahlen." 


3. In § 10 werden die Worte „3 bis 6 und 8 bis 9" 
durch die Worte „3 bis 9" ersetzt. 


Artikel 2 

Das Gesetz tritt am 1. Dezember 1969 in Kraft. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 28. Novem- 
ber 1969 in Kraft. 
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